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A. Bericht des Abgeordneten Horn 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Aus- und Fortbildung der 
Unteroffiziere — Drucksache 7/1095 — in seiner 
64. Sitzung am 8. November 1973 dem Verteidi- 
gungsausschuß federführend und dem Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft mitberatend überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Antrag in sei- 
nen Sitzungen am 7. November 1973, 28. November 
1973 und 5. Dezember 1973 behandelt und den unter 

B. aufgeführten Antrag einstimmig beschlossen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
stimmte in seiner Sitzung vom 5. Dezember 1973 
den bildungspolitischen Grundsätzen der Drucksache 
7/1095 zu. 

n. 

Dem folgenden Bericht liegt die Drucksache des 
Verteidigungsausschusses 7/29 und die Drucksache 
7/1095 zugrunde. Sie betreffen die Aus- und Fort- 
bildung der Unteroffiziere. 

Die Diskussion um die Ausbildung und Bildungs- 
konzeption in der Bundeswehr vollzog sich fast aus- 
schließlich über die Frage der künftigen Offiziers- 
ausbildung und hier vornehmlich um die Struktur 
der zu errichtenden Bundeswehrhochschulen. Die 
neue Ausbildungskonzeption für die Unteroffiziere 
in der öffentlichen Diskussion praktisch zu unter- 
schlagen, ist weder von der Zahl der in einer Phase 
aiiszubildenden 23 000 Unteroffiziere zu rechtferti- 
gen, noch von der Bedeutung der Unteroffiziere hin- 


sichtlich ihrer unmittelbaren Einwirkungsmöglichkei- 
ten im Bereich der technischen, gesellschaftlichen 
und persönlichen Ausbildungsmöglichkeiten gegen- 
über dem Soldaten. Bildungs- und Ausbildungsbedin- 
gungcn der langer dienenden Unteroffiziere sind 
keineswegs problemloser als die der Offiziersaus- 
bildung, und das Spektrum der Ausbildungsange- 
bote ist eher noch vielfältiger und reichhaltiger. Es 
stellt den daran zu beteiligenden Einrichtungen eine 
Fülle von pädagogischen und organisatorischen Auf- 
gaben. 

Ausgangspunkt für die Aus- und Fortbildung der 
Unteroffiziere müssen die Prinzipien von Attraktivi- 
tät und Effektivität sein. Das Aus- und Fortbildungs- 
angebot muß so attraktiv sein, um die Bundeswehr 
vor der Gefahr einer personellen Auszehrung zu 
bewahren. Es muß zugleich so effektiv sein, daß die 
durch die Bundeswehr erworbene Aus- und Fort-‘ 
bildung in beruflicher Hinsicht auch der militärischen 
Nutzanwendung dient. Das heißt, es muß soweit 
wie möglich eine Übereinstimmung hergestellt wer- 
den zwischen den individuell beruflichen Bedürf- 
nissen und denen des militärischen Bereichs. Die 
Personalstruktur der Bundeswehr ist durch eine Be- 
sonderheit gekennzeichnet, die nicht vergleichbar 
mit dem übrigen Bereich des öffentlichen Dienstes 
ist: dies ist die Gruppe der Zeitsoldaten. Die län- 
gerdienenden Zeitsoldaten müssen zugleich für zwei 
Berufe ausgebildet werden. Sie müssen für ihre 
Ausbildertätigkeit in der Bundeswehr befähigt wer- 
den und zugleich eine Ausbildung erhalten, die sie 
in die Lage versetzt, den Anschluß an die spätere 
zivilberufliche Verwendung zu finden. Dabei ist die 
Trennung zwischen fachberuflicher und allgemeiner 
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Bildung zu überwinden. Beide sind gleichwertig. 
Bildungsziel ist weder verengtes Spezialistentum, 
das die Zusammenhänge nicht mehr übersieht, noch 
unverbindliches Allgemeinwissen. Positiv ausge- 
drückt heißt das: die Reform des Ausbildungswesens 
im Bereich der Unteroffiziere erstrebt eine Vertie- 
fung des Sachwissens, innerhalb dessen der militä- 
rische Auftrag im Zusammenhang mit der gesamt- 
politischen und gesellschaftlichen Entwicklung sicht- 
bar gemacht werden muß. Dadurch sollen zwei Ziele 
erreicht werden: 

1. Die Erhöhung der Effizienz für die Bundeswehr 
durch sachkundige Ausbildung. 

2. Eine bessere Disposition durch frühzeitige län- 
gere Verpflichtung. Dies dient sowohl der Truppe 
als auch dem einzelnen Soldaten. 

Das bisherige System der sukzessiven Verpflich- 
tung für zwei, drei und mehrere Jahre schrittweise 
jeweils vollzogen, soll abgelöst werden durch eine 
längere frühzeitige Verpflichtung, die sowohl der 
Truppe als auch dem einzelnen eine klare Planung 
und Disposition ermöglicht. Der Anspruch des Be- 
werbers auf eine frühzeitige Information in bezug 
auf seine Ausbildungsmöglichkeiten, die Förderung 
durch den Beratungsdienst und eine klare, verbind- 
liche Planungszusage schaffen eine Übersicht über 
die den Soldaten zur Verfügung stehenden Berufs- 
und Ausbildungsmöglichkeiten, die seine Bereitschaft 
zu einer längeren Verpflichtungszeit erheblich för- 
dern. Dies dient in gleicher Weise dem einzelnen 
Bewerber als auch der Truppe. 

Das angemessene Verhältnis von Ausbildungs- 
und Verwendungszeit, nämlich 40 zu 60, ist dabei 
in der Regel einzuhalten. Da sich das großzügige An- 
gebot ider Aus- und Fortbildung der Unteroffiziere 
vom Bedarf der Bundeswehr her ableitet, muß auch 
diese Bedingung im Ausbildungsverfahren selbst 
eingehalten werden. Erfreulicherweise zeichnen sich 
schon erste Erfolge dieses Reformvorhabens im Be- 
reich einer sich verändernden Personalstruktur ab. 

Die sich seit 1968 vollziehende Polarisierung der 
Personalstruktur in Richtung auf die Berufssoldaten 
einerseits und die Kurzdiener (Z 2 Wehrpflichtige) 
andererseits auf Kosten der längerdienenden Solda- 
ten auf Zeit (Z 3 bis Z 15) ist 1972 zum Stillstand 
gekommen. Zu Beginn dieses Jahres verstärkte sich 
der Eindruck, daß die flankierenden Maßnahmen 
des Artikelgesetzes und die Ansätze zum neuen 
Bildungskonzept einen allmählichen Umschwung 
bewirken. Steigende Erst- und Weiterverpflichtun- 
gen auf eine Dienstzeit von drei und mehr Jahren 
im Jahre 1972 setzen sich auch 1973 fort. Da gleich- 
zeiti.g der Bestand an Berufssoldaten im Interesse 
einer gesunden Struktur nicht weiter erhöht werden 
kann und die Zahl der Kurzdiener rückläufig ist, 
zeichnet sich bei gleichbleibendem Gesamfbestand 
an Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten von rund 
245 000 eine qualitative Verbesserung ab. Die Ein- 
führung der 21monatigen Dienstzeit hat auf diese 
Entwicklung wenig Einfluß, Bis jetzt geht der Auf- 
wuchs an Z 21 vorwiegend auf Kosten der Z 2. 

Es gilt, diese günstige Grundtendenz zu nutzen, 
um die angestrebte Planzahl von rund 270 000 Län- 


gerdienern in Zukunft zu erreichen. Ein weitgefä- 
chertes Bildungsangebot, das einen sozialen Auf- 
stieg sichert, ist die hervorstechende Motivation für 
die Bereitschaft zur längeren Dienstverpflichtung 
und damit die Grundlage für weitere Verbesserun- 
gen der Personalstruktur. 

Es bleibt festzuhalten: das Verhältnis von länger- 
dienenden Soldaten zu Wehrpflichtigen hat sich von 
1969 bis 1973 von 49,6 '®/o Langdienern zu 50,4 Vo 
Wehrpflichtigen 1969 auf 52,5 ^/o Langdienern zu 
47,5 ’% Wehrpflichtigen im September dieses Jahres 
erfreulich entwickelt. 

Diese Anfangserfolge sind das Ergebnis eines 
klaren Bildungsprogramms der Regierung im Be- 
reich der Bundeswehr. Sie wurden glaubhaft durch 
die ersten Erfolge in der Verwirklichung des Reform- 
konzepts. 

Beruflicher Aufstieg ist auch in diesem Bereich 
nur möglich durch konkrete Leistungsnachweise und 
die Bewährung in der Praxis. Das Prinzip der 
Durchlässigkeit muß gewährleistet sein, um nicht 
in berufliche Sackgassen einzumünden. Der Soldat 
beschreitet dabei entweder einen Weg, dessen erster 
qualifizierender Abschluß die Befähigung zum 
Unteroffizier oder Maat ist, oder er beschreitet den 
Weg, der zum ersten Abschluß mit der Befähigung 
zum Offizier des Truppendienstes führt. 

Die zweite berufliche Qualifikation des Unter- 
offiziers ist der Nachweis der Befähigung zum Feld- 
webel bzw. Bootsmann. Auf sie kann noch eine 
dritte Qualifikation, die zum Offizier des militär- 
fachlichen Dienstes, folgen. 

Dpr Offizier des Truppendienstes erwirbt mit der 
zweiten beruflichen Qualifikation die Befähigung 
zum Stabsoffizier. 

Die beiden Bereiche sind durch die Regelung des 
§ 33 der Soldatenlaufbahnverordnung miteinander 
verbunden. § 33 der Soldatenlaufbahnverordnung 
ermöglicht es, einen befähigten Unteroffizier in die 
Ausbildung zum Offizier des Truppendienstes zu 
nehmen. 

Die Fortbildungsmöglichkeiten stehen in einem 
Zusammenhang mit der Länge der Dienstzeit. Es 
werden grundsätzlich folgende Mindestverpflich- 
tungszeiten vorgesehen: 

1. Vier Jahre für Bewerber, die einen Berufsab- 
schluß als Geselle, Gehilfe oder Facharbeiter 
besitzen bzw. einen ersten Berufsabschluß er- 
werben wollen, gegebenenfalls durch Umschu- 
lung. Dieser Bewerber kann die Qualifikation 
als Unteroffizier und den Dienstgrad Stabsunter- 
offizier erreichen. 

2. Acht Jahre für Bewerber, die einen Berufsab- 
schluß auf Meisterebene oder eine vergleichbare 
Qualifikation anstreben. Dieser Bewerber kann 
die Qualifikation als Feldwebel und den Dienst- 
grad Oberfeldwebel erreichen. 

3. Zwölf und mehr Jahre für Bewerber, die sich 
längere Ausbildungsgänge zum Ziel gesetzt ha- 
ben und dafür geeignet sind. Dieser Bewerber 
kann die Qualifikation als Feldwebel und den 
Dienstgrad Hauptfeldwebel erreichen. 
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Die Aufstiegsmöglichkeiten sind in der Weise 
gesichert, daß im vierten Dienstjahr der Unter- 
offizier bzw. Maat eine Eignungsfeststellung durch- 
läuft, die seinen weiteren Weg im Berufsfeld der 
Soldaten wesentlich beeinflußt. Dabei wird festge- 
stellt, ob er 1. für eine Verlängerung seiner Ver- 
pflichtungszeit, 2. für eine Berufung in das Dienst- 
verhältnis eines Berufssoldaten, 3. für die Laufbahn 
der Offiziere des militärfachlichen Dienstes oder 
4. für die Laufbahn der Offiziere des Truppen- 
dienstes geeignet erscheint. 

Dadurch ist ein wesentliches Prinzip der Bildungs- 
reform im Bereich der Unteroffiziere gesichert, näm- 
lich die Durchlässigkeit. 

Der Soldat in spezifisch militärischen Verwendun- 
gen als Führer von Teileinheiten, zum Beispiel 
Gruppen- oder Zugführer, war im bisherigen System 
bei der Vorbereitung auf einen späteren Beruf allein 
auf Ansprüche aus dem Soldatenversorgungsgesetz 
angewiesen. Er war gegenüber den Soldaten in 
anderen Verwendungen im Nachteil, die bereits 
während der Dienstzeit zivilberuflich verwertbare 
Kenntnisse und Erfahrungen erwerben konnten. 
Dem Mangel wird durch ein neues Angebot abge- 
holfen, das auf die organisatorischen Komponenten 
und die Aspekte der Menschenführung in den spezi- 
fisch militärischen Verwendungen abstellt. Nach 
Prüfung der Bedingungen des Arbeitsmarktes und 
der Fortbildungsmöglichkeiten sind als Beispiel für 
die Feldwebel der Grenadiere und Panzergreiiduiere 
Fortbildungsmöglichkeiten entwickelt worden, wie 
etwa 

— mittlerer Bildungsabschluß 
— - Bürokaufmann und 

— mittlerer Bildungsabschluß mittleres Manage- 
ment 

— Erwachsenenausbilder 

— Sporttrainer 

— technischer Betriebsassistent 

— Wirtschaftstechniker usw. 

Bei Verpflichtungszeiten von mindestens 12 Jah- 
ren kann der Unteroffizier zum Beispiel im Wege 
vorgezogener Berufsförderung außerdem den staat- 
lich geprüften Betriebswirt, einen Lehrgang für ge- 
hobenes Management, die Fachhochschulreife oder 
die Hochschulreife anstreben. 

Damit wird einem Problem, das von allen Parteien 
des Bundestages immer wieder aufgegriffen wurde, 
Rechnung getragen, nämlich der Beseitigung des 
Nachteiles, den bisher Angehörige von Kampftrup- 
pen im Ausbildungsbereich hatten, besonders in Hin- 
sicht auf die spätere zivilberufliche Nutzbarkeit. 

Andererseits werden Soldaten mit Hauptschulab- 
schluß, die keinen in der Bundeswehr nutzbaren 
Berufsabschluß mitbringen, aber eine Berufseig- 
nungsuntersuchung im Hinblick auf eine nutzbare 
fachliche Ausbildung (Umschulung) positiv durch- 
laufen haben, zum Unteroffizier und zum Facharbei- 
ter oder zum adäquaten zivilen Berufsabschluß ge- 
führt. Die Umschulung zum Facharbeiter oder ent- 


sprechenden Beruf wird von einer zivilen Institu- 
tion, zum Beispiel der Industrie- und Handelskam- 
mer oder Handwerkskammer, abgeschlossen. 

Ein wichtiges Problem stellt die Anrechnung der 
fachlichen Aus- und Fortbildung auf die Berufsför- 
derung dar. Die Neuordnung soll nicht zu einer 
Verminderung der Ansprüche nach dem SVG füh- 
ren. Die heute bestehende Ungleichbe'handlung von 
Soldaten auf Zeit, von denen nur ein Teil zusätz- 
lich zum Berufsförderungsanspruch eine zivilberuf- 
lich verwertbare Ausbildung durch die Streitkräfte 
erhält, soll abgebaut werden. 

Für das Vorzichen von Ansprüchen auf die Be- 
rufsförderung sind folgende Voraussetzungen für 
eine Anrechnung vorgeschlagen worden: 

1. Es muß sich um eine ergänzende, möglichst zu 
einem Abschluß führende zivilberuflich nutzbare 
Fachausbildung oder um eine Teilnahme am 
allgemeinbildenden Unterricht handeln. 

2. Die fachliche Ausbildung darf nicht notwendige 
Voraussetzung für die Verwendung der Soldaten 
in der Bundeswehr sein; sie muß jedoch für seine 
weitere Verwendung förderlich sein. 

3. Der Soldat muß der Inanspruchnahme eines Teils 
seines Förderungsanspruchs nach dem SVG zu- 
stimmen. 

In welchem Umfang eine Anrechnung nach diesen 
Grundsätzen erfolgen kann, wird erst feststellbar 
sein, wenn die Tätigkeiten in den Dienstgradebenen 
der einzelnen Ausbildungsreihen, der hierfür erfor- 
derliche Lehrstoff und die zuzuordnenden zivilberuf- 
lich verwertbaren Ausbildungsteile festgelegt sind. 
Wo aber diese Voraussetzungen heute schon erfüllt 
werden, wird dieses Verfahren bereits praktiziert. 

Im Bereich der organisatorischen Maßnahmen be- 
grüßen wir, daß bereits 31 Bunde swehrfachschu len 
errichtet wurden. Voraussetzung für den Besuch die- 
ser Fachschule mit entsprechendem Abschluß nach 
vier Semestern ist allerdings eine Mindestverpflich- 
tung von 12 Jahren. Diese Bildungsabschlüsse sind 
in Bund und Ländern anerkannt. 

Die Erstellung der Ausbildungs- und Verwen- 
dungskataloge durch die Streitkräfte, welche ver- 
schieden weit fortgeschritten sind, stellt eine weitere 
Möglichkeit sinnvoller Bildungsplanung in diesem 
Bereich dar; ebenso die zentrale Ausbildungspla- 
nung und Lenkung in den Teilstreitkräften, die zu 
einer klaren Planungsmitteilung für den Bewerber 
führen müssen. Von dieser Planun^smitteilung soll 
nur aus zwingenden dienstlichen Gründen abge- 
wichen werden. 

Ein ab Januar 1974 eintretender Zeitsoldat mit 
einer Dienstzeitverpflichtung von mehr als vier 
Jahren kann bereits in den vollen Genuß der Neu- 
ordnung der Ausbildung und Bildung gelangen. 

Die vor dem 1. Januar 1974 eingetretenen Länger- 
dienenden können durch die in den nächsten Jahren 
erweiterten Modell-Lehrgänge und die Erweiterung 
bereits bestehender Fachschulen schon vorzeitig in 
den teilweisen Genuß der Neuordnung von Aus- 
bildung und Bildung kommen. Der den Streitkräften 
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zur Verfügung stehende Schüleretat in einer Grö- 
ßenordnung von 15 000 Planstellen muß durch diese 
Reform auf ca. 27 000 erhöht werden. 

Die Verwirklichung der Ausbildungskonzeption 
wird Mehr-Kosten für den Betrieb der Ausbildungs- 
einrichtungen von jährlich ca. 80 Millionen und 
einem grob geschätzten Infrastrukturbedarf von 
etwa 300 Millionen, der sich aber auf einen längeren 
Zeitraum zwischen fünf und sieben Jahren verteilen 
wird, bringen. Die zu erwartenden Mehrausgaben 
für den Bereich der Ausbildung der längerdienenden 
Unteroffiziere sind sicherheitspolitisch notwendig 
und volkswirtschaftlich zu vertreten. Sie garantieren 
den Ausbildungsstand der Soldaten und damit die 
Wirksamkeit der Bundeswehr als Instrument unserer 
SLcherheitspolitik. Bildung und Ausbildung der Aus- 
bilder unserer Soldaten ist somit das Kernstück einer 
von politischer Verantwortung getragenen Sicher- 
heitspolitik. 


Bonn, den 11. Dezember 1973 


Horn 

Berichterstatter 


6. Antrag des Ausschusses 


I. Der Verteidigungsausschuß begrüßt die Konzeption für die Neuordnung der 
Ausbildung und Bildung in den Fortbildungsstufen A und B, wie sie in der 
Sitzung des Verteidigungsausschuss.es am 7. November 1973 durch das Bun- 
desministerium der Verteidigung vorgetragen und am 28. November 1973 im 
Ausschuß diskutiert wurde. Er sieht darin wichtige Forderungen für die 
Weiterentwicklung von Ausbildung und Bildung der Unteroffiziere in der 
Bundeswehr im Sinne seiner Entschließung vom 4. April 1973 erfüllt. 


II. Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Neuordnung der Aus- und Fortbildung 
der Unteroffiziere gemäß dem vorgelegten Konzept für die Fortbildungsstufen 
A und B beschleunigt zu verwirklichen und dabei insbesondere zu berück- 
sichtigen: 

1. Die Aus- und Fortbildung soll die militärfachlichen Kenntnisse und Fertig- 
keiten wie den allgemeinen Bildungsstand heben und — wo immer mög- 
lich — durch Vermittlung zivilberuflich nutzbarer und anerkannter Ab- 
schlüsse zur Attraktivität des Unteroffizierberufes beitragen. Vorrangiges 
Ausbildungsziel bleibt die Befähigung zum Vorgesetzten. 

2. Die Durchlässigkeit zu anderen Laufbahnen ist zu erhalten. Der berufliche 
Aufstieg muß möglich bleiben. 

3. Der Zeitaufwand für die Ausbildung muß in einem angemessenen Verhält- 
nis zur Dienstzeit in der Truppe stehen. 
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4. Neben der militärfachlichen Ausbildung besteht der Anspruch auf Berufs- 
förderung nach dem Soldatenversorgungsgesetz. In die Dienstzeit vor- 
gezogene Berufsförderung (allgemeinbildend und/oder berufsbildend) ist 
auf den in der Dienstzeit liegenden Anspruch anzurechnen. 

5. Die Neuordnung der Aus- und Fortbildung der Angehörigen der Kampf- 
truppen ist mit Vorrang zu verwirklichen. 

6. Die Bundeswehr wird unter Berücksichtigung von teilstreitkraft-übergrei- 
fendem Ausbildungsbedarf bereits eingerichtete staatlich anerkannte Fach- 
schulen erweitern und weitere Ausbildungsstätten einrichten, um zivil- 
berufliche verwertbare Abschlüsse auf der Ebene staatlich geprüfter 
Techniker (bzw. Betriebswirte, Erzieher u. ä.) wie auch auf der des Meisters 
zu ermöglichen 

7. Gestützt auf eine Bedarfsberechnung ist ein Ausbildungs- und Verwen- 
dungskatalog (AVK) für alle Ausbildungsreihen in den Streitkräften her- 
auszugeben. Dieser soll der zentralen Ausbildungsplanung-, -lenkung und 
Personalsteuerung dienen, um Planungszusagen an Zeitsoldaten zu ermög- 
lichen. 

8. Bestandteil der Ausbildung für Gruppenführer, Zugführer und Unteroffi- 
ziere in vergleichbaren Funktionen wird eine auf die Aufgaben bezogene 
pädagogische Ausbildung sein. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im ersten Quartal 1975 über die bis 
dahin gemachten Erfahrungen im Verteidigungsausschuß zu berichten. 


Bonn, den 11. Dezember 1973 


Der Verteidigungsausschuß 

Schmidt (Würgendorf) Horn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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